
Wz« Aszeizer fir die Bezirke R» »lk. EM >. SresdeWM — AmtrblM M de« Bezirk Ritil» «. Alle«8ei«-StM

<8eyi7Ünüet 187/

TannenAus Jen
ie' «-

.MB'

U » » « tse » » rei « : Die einspaltige Zeile «der deren Baum 1» Pfg . , die Reklamezeile < 8 Pfg.
Iiii teleph . erteilte Aufträge übernehmen wir keine Gewähr . Rabatt » ach Tarif , der jedoch bei
- »richtl . Lintrrib . ad . Konkursen hinfällig wird . Erfüllungsort Altenfteig . Gerichtsstand Nagold.

Erscheint wöchentl. 6 mal . / Bezugspreis : Monatlich 1 .56 Mk. , die Einzelnummer kostet 16 Pfg.
Bei Nichterscheinen der Zeitung infolge höh . Gewalt od . Betriebsstörung besteht kein Anspruch aul
Lieferung der Zeitung / Postscheck-Konto Stuttgart 5780 / Telegr .-Adr . : „Tannenblatt " / Tsles . 11

Urrrnrrier? 89 Alterrsteig , Donnerstag den 5 . Fedeuae 19rrt 84 . Jahrgang

Ile wltrtt. Regiemns an den Sparkmmifsm
Zu dem vier Bände umfassenden Gutachten des Reichsspar¬

kommissars hat nun die württembergische Regierung ihre Stel¬
lung bekanntgegeben, kurz , knapp und doch übersichtlich , auf etwa
10 Druckseiten in Form einer Mitteilung an den Landtrg . Es
wird darin einleitend und bei Behandlung der einzelnen Punkte
anerkannt , das - das Gutachten des Sparkommissars eine iief
eindringende Arbeit ist und ein dankenswertes Werk. Das
Staatsministerium äußert sich mit eingehender Begründung nur
zu neun Hauptpunkten der Vorschläge , davon ausgehend , daß
der Sparkommissar in der Hauptsache zwei Grundoornhläge
machte , 1 eine Neugliederung des Landes durch Aufteilung der
Oberamtsbezrrke , und 2 . eine Neuorganisation der inneren Ver¬
waltung . Was das Spargutachten Gutes bringt , wird ausgenom¬
men, wo es aber allzu weit ohne Kenntnis von Lano und
Leuten von Geschichte und Gewohnheiten des württembergischen
Volkes sich von der Wirklichkeit einer Reform und deren Mög¬
lichkeit entfernt , da erfolgt auch seitens der württembergischen
Regierung die Ablehnung . So wird man es in weitesten Teilen
des Landes begrüßen, daß die Aufhebung von 37 Oberamts-
Leizrken abgelehnt wird . Dagegen fordert die Stellung » rhme
der Regierung als Ziel die Beseitigung von 20 Oberamtsbezir¬
ken im Laufe der Zeit , soweit es die Gemeinden in der Mehr¬
zahl fordern . Nur in der Aufhebung von neun Amtsgerichten
und des Landgerichts Hall wird den Grundgedanken des Spar¬
kommissars sofort Rechnung getragen . Für neun Hauptpunkte
der Staatsvereinfachung gibt die Regierung eine Begründung,
bei 260 weiteren Sparvorschlägen liegt nur die Stellungnahme
mit kurzen Andeutungen vor , teils zustimmend, teils ablehnend
oder den Mittelweg suchend unter Hinweis auf die gesetzmäßige
Erledigung . Staatsrat Dr . Hegelmaier gab den Vertreter der
Presse eine Darlegung des Standpunktes der Regierung . Die
Stellungnahme der Regierung ist folgende:

1. Die Neugliederung der Oberämter und Amtskörucrschafteu
Das Gutachten des Sparkommissars macht den Vorschlag , die

61 Oberämter und Amtskörperschaktsbezrrke um 38, also auf 23
zu vermindern . Die neuen Oberämrer und Amtskörverfchaftsbe-
zrrke sollen 51000 bis 180 000 , durchschnittlich 95 000 Einwohner
haben . 20 Oberämter sollen als leistungsschwach aufgehoben wer¬
den . 17 weitere , weil sie, wenn sie auch nicht leistungsschwach
>eien, doch nicht zu Derwaltungseintzetten von ausreichender
Größe erweitert werden können; außerdem das Amtsoberamt
Stuttgart . Dazu wird eine eingehende Begründung mit zahlrei¬
chen Berechnungen gegeben und es muß gerade dieser Teil des
Gutachtens rllckhalrslos als eine tief eindringliche Darstellung
der württembergischen Verhältnisse mit sehr wertvollen kritischen
Erwägungen anerkannt werden . Es wird auch niemand die Vor¬
teile verkennen, die der Eesamtvorschlag des Gutachtens sowohl
für die Staatsverwaltung als für die Amtskörverschaftsverwal-
tung mir sich bringen würde . Auch die in dem Gutachten berech¬
nete Verbilligung der Staatsverwaltung um 1,15, später 1,4 und
1,5 Millionen RM . und der amtskörverschaftlichen Verwaltung
um 37 v . H . — 3 Millionen RM wird sehr ernsthaft zu beachten
sein , wobei freilich die Nachprüfung dieser Berechnungen Vorbe¬
halten bleiben muß.

Sodann ist als sehr wertvoll anzuerkennen, was in dem Gut¬
achten über einen zweckmäßigeren räumlichen Lasteuausgleich
aussesübrt ist.

1. Bedenken allgemeiner Art

l
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a) Die Vorschläge bedeuten eine sehr weitgehende Zerreißung
nnd Umbildung des Bestehenden. Alle künftigen 23 Oberämter
und Amtskörverschaftsdezarke werden neu gebildet . In keinem
Fall gehen die 2 oder 3 bisherigen Oberamtsbezirke , die den Kern
eines vergrößerten Bezirks bilden , geschlossen in diesem auf . Nur
bei 17 der seitherigen Oberämter gehen sämtliche Gemeinden in
den neuen Verband über . Alle übrigen Oberämter werden mehr
oder weniger zerrissen. Beispielsweise wird das Amtsoberamt
Stuttgart ganz auseinandergerissen , während im Gegenteil sehr
triftige Gründe für die ringförmige Zusammenfassung der im
Außenbezirk der Großstadt Stuttgart gelegenen Gemeinden ange¬
führt werden können. Nach dem Gutachten soll je ein Teil des
Amtsoberamts Stuttgart an die neuen großen Oberämter Bietig¬
heim, Böblingen und Eßlingen fallen. Allerdings scheidet in 9
Fällen (bei den bisherigen Oberämtern Backnang, Ludwigsburs»
Baihingen , Reutlingen » Urach, Tuttlingen , Heidenheim, Göppin¬
gen und Tettnansl je nur 1 Gemeinde aus dem Verband der bis¬
her mit ihr zusammengehörigen Gemeinden aus.

b) Die Regierung will sich nicht den Sah zu eigen machen , daß
Städte , die den Sitz des Oberamts verlieren , einen Anspruch aus
Entschädigung geltend machen können, wenngleich immerhin Bil¬
ligkeitsgründe für einen gewissen späteren Ausgleich angeführt
werden können. Aber das Gutachten geht über die Nachteile der
Städte , die den Sitz des staatlichen Bezirksamts verlieren , doch
mit nicht überzeugenden Ausführungen hinweg. Es sagr : „Die
wirtschaftlichen und kulturellen Nachteile, die die Städte erlei¬
den, dürfen im übrigen nicht zu hoch veranschlagt werden " Es ist
nicht zu bezweifeln, daß jede Verödung der kleineren Oberamts¬
städte sowie der umgebenden Ortschaften zugunsten größerer
Städte sehr zu bedauern ist und daß Mittel und Wege gefunden
werden sollten, einer solchen Verödung wirksam entgegenzutreten.

c) Einem Gesichtspunkt mißt aber die Regierung besondere Be-
deutuna zu : es kann wohl kein Zweifel darüber bestehen , daß die

Stimmung der Bevölkerung in den betroffenen kleineren Städ¬
ten und bei der mitbetroffenen Landbevölkerung überwiegend ge¬
gen einen so weitgreifenden Plan der Verringerung der Zahl der
Oberämter eingestellt ist. Die wirtschaftliche Lage ist zu ernst, als
daß man zurzeit ohne ganz dringende Gründe an eine so voll¬
ständige Neueinteilung des Landes und Verärgerung zahlreicher
Städte und Gemeinden herantreten sollte.

2. Bedenken im einzelnen
Es werden dabei eine Reihe von Fällen aufgeführt bei denen

das Spargutachten gegen die Mehrzahl der Bevölkerung Vorge¬
hen will . Das Staatsministerium möchte , solange die Mehrzahl
der Bevölkerung in den von der Aufhebung betroffenen Ober¬
amtsstädten und in den umgebenden Landgemeinde» gegen de»
Plan Stellung nimmt , eine völlige Neueinteilung des Landes
nicht vornehmen . In dieser Zeit der Gärung und schwerer wirt¬
schaftlicher Not sollte eine so grundstürzende Aenüerung nicht ge¬
gen den Willen der meistbetroffenen Bevölkerungsteile durchge¬
führt werden.

In dem Spargutachten , wie von der Regierung , ist nun auch
der weitere Vorschlag geprüft worden, nur die Verminderung der
Amtskörperschasten aus 23 durchzufiihren, die gesamten oberamt¬
lichen Geschäfte in der Gemeinde- und Amtskörperschaftsverwal¬
tung den Oberämtern am Sitz der neuen Amtskörperschaften zu
übertragen , im übrigen aber die bestehenden Oberämter als rein
staatliche Bezirksämter mit verminderter Besetzung bestehen zu
lassen . Dieser Vorschlag wird aber in dem Gutachten abgelehnt.
Auch das Staatsministerium kann den Vorschlag nicht empfehle».

Dagegen ist das Staatsministerium mit Zustimmung des Land¬
tags bereit , als planmäßiges Endziel die Verringerung der Zahl
der Oberämter und Amtskörperschafte» um mindestens 2g vor-
zusehe » und diesen Plan nicht auf einmal , sondern nach dem Grad
der Dringlichkeit in folgender Weise zur Ausführung zu brin¬
gen:

1 . Am dringlichsten ist die Aenderung beim Amtsoberamt
Stuttgart und bei weiteren räumlich an das Amtsoberamt Stutt¬
gart angrenzenden und wirtschaftlich gleichartigen Gemeinden im
Umkreis der Großstadt Stuttgart . Es erscheint aber verfehlt , die
Gemeinden des bisherigen Amtsoberamts unter verschiedene
Oberämter aufzuteilen , vielmehr ist die Bildung eines neuen
größere» ringförmigen Oberamts oder zweier halbringförmiger
Oberämter (je mit dem Sitz der Behörde in Grob-Stuttgart ) für
alle unter ähnlichen Bedingungen im weiteren Umkreis der Groß¬
stadt gelegenen Gemeinden ins Auge zu fassen.

2. Ebenso ist bei den im weiteren Umkreis von Heilbronn gele¬
genen Gemeinden die gröbere Dringlichkeit einer andern Eintei¬
lung der Oberamts - und Amtskörperschaftsbezirke anzuerkennen
und es können hier die in dem Gutachten dargelegten Gesichts¬
punkte für eine wirtschaftlich zweckmäßige Zusammensetzung der
Gemeinden eines Amtskörperschaftsbezirks furchtbar ausgewertet
werden.

Nächstdem ist in der Umgebung von Ulm eine Erweiterung des
Oberamts Ulm und eine andere Abgrenzung der anschließenden
Oberämter ins Auge zu faßen.

3. Im übrigen wird vorgeschlagen , von Fall zu Fall aber ent¬
sprechend dem Gesamtplan diejenigen leistungsschwachen Ober¬
ämter zur Auflösung zu bringe», in denen die Zuteilung einer
Anzahl von einzelnen Gemeinden an andere Oberämter von der
überwiegende» Mehrheit der Bevölkerung in den Gemeinden mit
sachlich gerechtfertigten Gründen gewünscht wird , die Zahl und
Bedeutung der verbleibenden Gemeinden aber die Erhaltung des
Oberamts nicht rechtfertigen würden . Für die Reihenfolge soll
der Grad der Dringlichkeit maßgebend sein . Dabei wird es sich zu¬
nächst nicht empfehlen, die einzelnen in Betracht kommenden
Oberämter namentlich zu bezeichnen , damit nicht vorzeitig und
unnötig Unruhe in die Bevölkerung getragen wird . Der Grund¬
satz, daß sich Oberamt und Amtskörverschaftsbezirk zu decken ha¬
ben, soll in allen Fällen aufrecht erhalten bleiben . Auch Ueber-
schneidungen der Oberamts - und der Amtsgerichtsbezirke sollen
vermieden werden.

2. Aufhebung des Landgerichts Hall und einer Anzahl von
Amtsgerichten

A. Der Vorschlag des Gutachtens , das Landgericht Hall aufzu¬
heben, wiederholt den Vorschlag der Staatsvereinfachungskom-
misson des Jahres 1924. Das Justizministerium und das Staats¬
ministerium vermögen dem Vorschlag aus Gründen der Rechts¬
pflege nicht entgegenzutreien , zumal neuerdings durch die Not¬
verordnung des Reichspräsidenten zur Sicherung von Wirtschaft
und Finanzen vom 1. Dezember 1930 die Zuständigkeit der Amts¬
gerichte in vermögensrechtlichen Streitigkeiten auf 800 Mark
Streitwert erhöht und dadurch der ohnedies geringe Anfall von
Zivilsachen Leim Landgericht Hall vom 1 . Avril 1931 ab hinsicht¬
lich der erstinstanzlichenSachen noch um elwa 25 v . S . vermindert
wird . Mit Aufhebung des Landgerichts Hall, fällt dort nur das
Schwurgericht weg . Das Schöffengericht bleibt in Hall und ebenso
soll dort eine Zweigstelle der Staatsanwaltschaft bleiben . Auch
das Arbeitsgericht soll Hall verbleiben.

B . Der Vorschlag des Gutachtens , die Zahl der Amtsgerichte
um 15 zu vermindern , genauer 13 aufzuheben und 4 bestehende
Amtsgerichte zu zwei neuen Amtsgerichten zusammenzulegen,
schließt sich an den Vorschlag , die Oberamts - und Amtskörper¬

schaftsbezirke auf 23 zu vermindern , an . Das Skaatsministerium
ist aber , wiederum in llebereinstimmung mit dem Justizministe¬
rium , nicht etwa nur aus Rücksichten der Ersparnis , sondern auch
aus Gründen der Rechtspflege und einer zweckmäßigen Verwen¬
dung der Arbeitskräfte entschlossen , ohne die Entscheidung über
die Zusammenlegung von Oberämter « abzuwarten , zugleich mit
der Aushebung des Landgerichts Hall, die Aufhebung einer An¬
zahl von Amtsgerichten (etwa 9) vorzuschlagen. Es bandelt sich
um Amtsgerichte, deren Geschäftsaufgaben, soweit sie mit 2 Rich¬
tern besetzt sind, für einen Richter zu groß, aber für zwei Richter
nicht immer ausreichend sind . Es sind 6 Amtsgerichte Blaubeure «,
Brackenheim, Neresheim , Spaichingen , Sulz und Welzheim und
sodann weitere 3 vom Reichssparkommissarzur Aufhebung vorge¬
schlagene Amtsgerichte Marbach , Gaildorf und Lansenburg . Es
sollen jährlich drei Amtsgerichte aufgehoben werden.

3. Zunächst keine Aufhebung des Wirtschaftsministeriums
a) Die Erwägungen , die der Reichssparkommissar hier vor¬

trägt , sind dieselben, die das Staatsministerium seit Besteben
des Wirtschaftsministeriums schon wiederholt namentlich in den
Jahren 1924 gegenüber demselben Antrag der damaligen Staats¬
vereinfachungskonimissionbeschäftigt haben . Es ist auch ohne wei¬
teres zuzugeben, daß diese Gründe in ruhigen Zeiten des Wirt¬
schaftslebens durchschlagende Kraft besitzen. Eine befriedigende
Lösung der Wiedervereinigung würde aber in erster Linie die
räumliche Zusammenlegung der beiden Verwaltungen voraus-
setzen , die eben heute immer noch nicht möglich ist. Aber von noch
größerem Gewicht ist, daß die Aufgaben der Wirtschaftsverwal¬
tung durch die gegenwärtige allgemeine Notlage der Wirtschaft
an Umfang und Bedeutung noch zugenommen haben . Darin wird
auch leider so bald keine Aenderung eintreten . Die Vertretung
durch einen eigenen, uneingeschränkt für diese Geschäfte zur Ver¬
fügung stehenden Minister ist also nach der Regierung dringend
geboten.

b) Nun bringt der Reichssparkommissar seinen Vorschlag auf
Vereinigung der beiden Ministerien in einen inneren Zusam¬
menhang mit einer Reihe weiterer Vorschläge, die auf eine Neu¬
organisation des vereinigten Ministeriums , auf Einführung des
Zweiinstanzenweges sowie auf eine weitgehende Dekonzentration
und Dezentralisation in der inneren Verwaltung gerichtet sind.

Von der Regierung beabsichtigt, folgende zwei Vereinfachun¬
gen im Innenministerium im Verhältnis zu den Ministerialab-
teilungen einzuleiten und durchzuführen:

1 . Eine Reihe von Geschäften sollen aus dem Ministerium her¬
ausgenommen und an die Ministerialabteilungen übergeben
werden, wie das in der llebersichl Jnnenverwaltung wiederholt
vermerkt ist.

2. Zwischen dem Innenministerium und den Ministerialabtei¬
lungen soll eine engere Verbindung hergestellt werden. Es sollen
nämlich dieselben Berichterstatter , die bei der Abteilung eine An¬
gelegenheit bearbeiten , auch die Sachbearbeiter für das Mini¬
sterium selbst sein.

4. Zusammenfassung der gesamten Wohlfahrtspflege beim
Innenministerium

Grundsätzlich ist der Zusammenfaßung der schon jetzt zum In¬
nenministerium gehörigen allgemeinen Wohlfahrtspflege , des
Armenwesens und der allgemeinen öffentlichen Fürsorge einer¬
seits und der zum Wirtschaftsministerium gehörigen Sozialrent¬
ner - , Kriegsbeschädigten- und Kriegshinterbliebenen - sowie
Schwerbeschädigten- und Wochenfürsorge andererseits in demsel¬
ben Ministerium durchaus zuzustimmen. Nach der Regierung sind
die Aufgaben und Arbeiten der beiden Abteilungen sachlich
durchaus verschieden und getrennt zu halten . Solange nun ein
selbständiges Wirtschaftsministerium noch besteht und aufrecht zu
erhalten ist , muß aus sachlichen Gründen die eine Abteilung , die
Hauptfürsorgestelle, dem Wirtschaftsministerium unterstellt blei¬
ben.
5. Keine Uebertragung der Förderung der Rindviehzucht ein¬
schließlich Milchwirtschaft und Molkereiwesen auf die Landwirt-

schaftskammer
Das Wirtschaftsministerium hat zu diesem Vorschläge Stel¬

lung genommen. Die Prüfung zu dem Ergebnis , daß zwingende
sachliche Gründe für einen Verzicht des Staates auf die ferner»
unmittelbare Förderung der Rindviehzucht nicht vorliegen. Das
Staatsministerium hat sich diesen Ausführungen im Ergebnis
angeschlossen und hält den Zeitpunkt einer Ueberweisung der För¬
derung der Rindviehzucht einschließlich Milchwirtschaft und Mol¬
kereiwesen an die Landwirtschaftskammer für noch nicht gekom¬
men, obwohl der Sparkommißar das befürwortet hat.
8. Bemessung der durchschnittlichen Klassenschiiler - und Lehrer-

schülcrzahlen ber den Volksschulen
Der Vorschlag des Reichssparkommissars, sie Lehrerschülerzahl

höher zu bemessen als die Klassenschülerzabl, hätte zur Folge
daß an den mehr als dreiklassigen Volksschulen nicht mehr jede
Schulklasse ihren eigenen, für sie verantwortlichen Lehrer hätte,
während bisher das sogenannte Klassenlebrersystem gegolten hat
An der höheren Schule muß das Fachlehrersystem in Kauf ge¬
nommen werden, weil wegen der Art der Lehrfächer und der da¬
durch bedingten Vorbildung der Lebrer der Unterricht an einer
Klasse nicht von einem Leber erteilt werden kann. Anders an der
Volksschule , da die Vorbildung des Volksschullehrers ihn ohne
weiteres zur Erteilung des gesamten Unterrichts einer Klaße be¬
fähigt , vielleicht abgesehen von einzelnen Fällen , wenn Turnen;
Zeichnen nnd Musik von einem Lehrer ausnahmsweise nicht oder
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nicht genügend beberrscht werden. Bei dem Vorschlag des Reichs-
svarkommissars käme man zur Bildung von sog . „fliegenden
Klassen"

, in deren Unterweisung sich verschiedene Lebrer der
Schule zu teilen batten . Dieses System hat aber erfabrungsg ^ ,
mäh für Unterricht und Erziehung große Nachteile, so dah da.wo schon vorübergehend kür längere Zeit die Versebung des Un¬
terrichts einer Klasse durch Nebenlehrer angeordnet war , die Er¬
ziehungsberechtigten sich beschwert haben . Die Regierung sagt:
Ls muh daran sestgehalten werden, dah an der Volksschule so
viele Lehrer verwendet werden sollen , als Klassen vorhanden sind.
Eine Schiilerzahl von durchschnittlich 48 ist deshalb das Aeuherste.
was die llnterrichtsverwaltung noch vertieren kann. Dabei müs¬
sen aber noch obere und untere Grenzen für die Schülerzablen be¬
stimmt werden, über und unter die bei der Bildung von Klassen
nicht gegangen werden soll . Die Höchstzahlen an den höheren
Schulen sind für Klassen 1—2 : 45 ; 3—5 : 40 ; 6—7 : 35 ; 8—9 : 3V.
Eine entsprechende Regelung für die Zukunft ist auch für die
Mittelschulen gevlant.

Als Normalklassenstärke (Klassenschülerzahl) schlägt der Reichs¬
sparkommissar ( S . 147) vor : 60 Schüler bei einklassigen , 100 bei
-weiklassigen, 150 bei dreiklassigen Schulen , mit weiterer Steige¬
rung um je 50 für die Klasse ; bei mehrklassigen Schulen also
durchschnittlich 50. Diese Zahl muh als Normalklassenstärke im
Blick auf die gegenüber früher noch bedeutend gesteigerten
Schwierigkeiten der Unterrichts - und Erziehungsarbeit als zu
hoch bezeichnet werden.

Es sind für die Volksschulen folgende Richtlinien vorgesehen:
a) An jeder Volksschule müssen grundsätzlich so viele Lehrstel¬

len als Klassen vorhanden sein.
b) Für die Verpflichtung der Gemeinden zur Errichtung von

Lehrstellen an Volksschulengilt Art . 40 VSchG.
c) Darüber hinaus dürfen Lehrstellen nur in dem Umfang be¬

stehen, dah auf eine Klasse durchschnittlich wenigstens 45 Schüler
kommen.

Dabei sollen die Klassen ein« noch festzusetzende Ober- und lln-
tergrenze der Schülerzahlen nicht über- und unterschreiten.

d) Unterricht in Abteilungen darf nur gehalten werden, wenn
die Schiilerzahl eine noch festzusetzende Grenze übersteigt. Kei¬
nesfalls dürfen Unterteilungen zu einer Erhöhung der Lebrer-
zabl oder zu lleberstunden führen.

e) Ausnahmen von c und d bedürfen der Zustimmung des
Kultusministeriums.

7. Aufhebung einer Anzahl von höheren Schulen
Der Reichsjvarkommissar kommt , ausgehend von planwirtschaft¬

lichen Gesichtspunkten zu dem Vorschlag , eine Anzahl von ihnen
aufzubeben. Das Staatsministerium sagt : Da die geringen Er¬
sparnisse, die durch die Aufhebung einer kleinen Landreal - und
Lateinschule entstehen, in keinem Verhältnis sieben zu den gro¬
ben Schädigungen in kultureller und wirtschaftlicher Hinsicht , die
sie im Gefolge haben kann, wird es sich in den meisten Fällen
nicht empfehlen, den Vorschlägen des Reichssparkommissars zu
folgen. Das hindert nicht , dah in einigen Fällen , wo es sich um
besonders kleine und schlecht besuchte Schulen handelt oder wo di«
Vereinigung mit einer benachbarten Schule ohne weiteres möglich
ist, zur Aufhebung geschritten wird.

Aebnliche Erwägungen gelten für die Vorschläge, welche die
Aufhebung einzelner Schulabteilungen zum Ziel haben , die als
Parallelzüge unter derselben Leitung eingerichtet sind . Die Re¬
gierung ist bereit , in Fällen , in denen die Aufhebung derartiger
Parallelzüge Ersparnisse mit sich bringt , ohne dah die Bildungs¬
möglichkeiten des Orts oder des Bezirks wesentlich beeinträchtigt
werden, vorzugeben.

8 . Schaffung einer Staatshaushaltsorduuug
Die Regierung erklärt , dah nicht nur die Vorschläge des Svar-

kommissars für die künftige Staatshausbaltsordnung in Aus¬
sicht genommen sind , sondern Lah weitere Reformen bevorstehen.

S. Schaffung eines unabhängigen Rechnungsbofs
Auch die Schaffung eines unabhängigen Rechnungshofes ist

schon in der württ . Verfassung vorgesehen . Die Einrichtung eines
unabhängigen Rechnungsbofs setzt die vorherige oder wenigstens
gleichzeitige Verabschiedung der Staatshausbaltsordnung vor¬
aus . Es muh also zuerst die Fertigstellung der Hausbaltsordnung
erfolgt sein , die zurzeit mit allem Nachdruck betrieben wird.

Alarl^rsr <isr I^iebe
Roman von Z . Schneider - Forst l
Nachdruck verboten.

20 . Fortsetzung
„Wo willst du denn hin?" frug sie und tupfte ihm mitdem Taschentuch den Schweiß von der rotgebrannten Kin¬

derstirne.
„Zu Herrn Doktor Reichmann !"
„Zu wem?"
„Zu Herrn Doktor Reichmann !"
„Der ist ja bei deinem Papa !"
„Ja, " nickte die Kleine . „Aber ich habe dem HerrnDoktor etwas zu sagen , das sonst niemand wissen darf! Ichwill warten, bis sein Wagen hier vorüberkommt , dann winke

ich ihm !"
Elisabeth lächelte.
„Darf ich dein Geheimnis nicht wissen, kleine Anne¬

marie.
"

„Nein."
„Aber ich bin Herrn Doktor Reichmanns Braut und

morgen seine Frau , vielleicht kannst du es mir doch anver¬trauen . Ich werde es ihm berichten ganz genau so, wie du
«s mir mitteilst."

Annemarie überlegte einen langen Augenblick. Dann sah
ße mit ihrem großen reinen Kinderblick zu Elisabeth auf.

„Mama hat gestern abend den Herrn Doktor Reichmann
geküßt — oft geküßt — ich habe es gesehen. Ich möchteihn bitten, daß er Mama sagt, daß sie das nicht mehrtun darf. Papa wäre gewiß sehr traurig , wen" er es
wüßte. Papa soll aber nicht traurig sein . Wollen Sie dem
Herrn Doktor Reichmann das sagen und einen Gruß vonmir , daß ich ihn recht, recht bitten lasse ?"

Elisabeth starrte das Kind verständnislos an . Anne¬marie konnte unmöglich recht gesehen haben. Das war einanderer gewesen, den ihre Mutter geküßt hatte.
Sie sagte ihr das in lieben Worten, aber die Kleine

schüttelte den Kopf . Nein, es war schon Herr Doktor Reich

Ein französischer Kriegsschulden»!«,
Halbierung der Reparationszahlungen , aber Bestätigung

der Rüstungsungleichheit
Paris , 4 . Februar . Graf Wladimir d 'Ormesson ver¬

öffentlicht in der nächsten Nummer der Zeitschrift „Europe
Nouvelle" den Plan für die Schaffung einer deutsch-fran¬
zösischen Finanzsolidarität auf breiter internationaler
Grundlage im Interesse der allgemeinen Befriedung . Der
Vorschlag gipfelt darin , daß Frankreich in den beiden kom¬
menden Annuitätsjahren des Poungplanes Deutschland
die Hälfte der ungeschützten Zahlungen Nachlassen soll;
gleichzeitig sollen die Vereinigten Staaten auf 50 Prozent
ihrer Forderungen an die Alliierten verzichten. Dieser
Verzicht soll entsprechende Herabsetzung des geschützten
Teils der Poungzahlungen gleichfalls Deutschland zugute
kommen . Es würden also, ohne formelle Äenderung des
Poungplanes oder des Londoner und Washingtoner Ab¬
kommens lediglich alle Zahlungen , die bis Ende des
Finanzjahres 1932/33 zu leisten sind , durch zwei dividiert
werden . Deutschland würde dadurch in dieser Zeit der
Weltwirtschaftskrise um 50 Prozent seiner Reparations¬
verpflichtungen, etwa 850 Millionen Mark , entlastet wer¬
den . Weiter schlägt d'Ormesson vor, für die Jahre 1931/32
und 1932/33 die Militärlasten in Deutschland und Frank¬
reich um je ein Zwölftel herabzusetzen , wodurch Frankreich
eine Milliarde Franken und Deutschland 58 Millionen
Mark ersparen würden . Schon jetzt sollen Frankreich und
Deutschland unter sich ein Abkommen treffen , durch das die
beiden Länder bis zum Abschluß der Abrüstungskonferenz
die Ausgaben für die Bewaffnung um ein Zwölftel herab¬
setzen . Graf d 'Ormesson hofft , daß diesem „positiven Vor¬
schlag auf Herabsetzung der Militärlasten die Herabsetzung
der Zahlungen für Reparationen und Kriegsschulden auch
für die Vereinigten Staaten annehmbar gemacht wird.
Für Frankreich bedeute der Vorschlag im finanziellen End¬
ergebnis , daß einer Mindereinnahme von 980 Millionen
Franken eine Ersparnis an Militärlasten von einer Mil¬
liarde gegenüberstehe, so daß der französische Steuerzahler
in keiner Weise geschädigt werde.

Ile Ausgaben -er Arbeitslosen-
kvnunissioa

Berlin , 5. Februar . Die von der Reichsregierung ein¬
gesetzte Kommission zur Untersuchung des Problems der
Arbeitslosigkeit tritt heute zu ihrer ersten Sitzung zusam¬
men, um das Programm für die Durchführung ihrer Ar¬
beiten festzustellen.

Ein Mitglied der Kommission äußerte sich , der „Vojfi-
schen Zeitung " zufolge, über die Aufgaben , die von ihr zu
lösen sein werden : Es kann nicht Aufgabe der Kommis¬
sion sein , ein Enquete zu liefern . Wir werden sicherlich
eine große Anzahl von Vernehmungen durchführen, und
zwar in erster Linie von Persönlichkeiten, die mit den
Dingen praktisch zu tun haben und von ihnen eine leben¬
dige Anschauung besitzen. Wir werden die Aussagen und
Untersuchungen auch wohl schriftlich niederlegen . Aber
unsere Aufgabe ist nicht die einer wissenschaftlichen Enquete.

Es muß nach meiner Ansicht alles in den Kreis unserer
Betrachtung gezogen werden , was mit dem Problem zu¬
sammenhängt , also nicht nur die Ursache , Erscheinungs¬
formen , soziale und wirtschaftliche Wirkungen , sondern
auch Fragen der Lohnpolitik , Preisgestaltung , und selbst¬
verständlich auch die mit der Frage der Behebung oder
Verminderung der Arbeitslosigkeit zusammenhängenden
Probleme wie Arbeitsstreckung und Lohnprämien.

mann gewesen, sie kannte ihn ja gut, er 'war früher öfters
gekommen, wenn sie oder Mama krank gelegen hatten.

„Nicht wahr, Sie sagen es ihm !" bat sie dringend. „Ich
muß heim, sonst sorgt sich Papa wieder."

Elisabeth nickte abwesend und starrte dann unverwandt
dem Kinde nach , welches den gleichen Weg über den Flußwieder zurücknahm. Keine Träne fiel mehr aus den Augen.Sie waren ganz trocken und brannten wie im Feuer. Rachdenl Herzen tastend , wunderte sie sich , da es nach schlug . —
Wozu ? — Für wen denn ? — Wer verlangte noch, daß es
ihm gehörte ? Der, für den es geschlagen, liebte eine andere.Was er ihr an Liebe gegeben, waren nur Abfallbrocken ge¬wesen . Bcttleralmosen! Gaben der Laune! Zeitvertreib! —
Und sie hatte geglaubt , — ach, was hatte sie denn geglaubt?

Aber wenn er sie nicht liebte , warum machte er sie dann
morgen zu seiner Frau ? Weil er die andere nicht habenkonnte , kombinierte sie, weil die andere bereits gebundenwar. Nur deshalb ! Sonst hätte er sie längst fallen gelassen!

Ihre Wangen glühten in verzehrender Scham . Der
Schmerz kroch in ihr hoch. Sie wimmerte aus. Versteckenkönnen . Die Demütigung war zu groß . Womit hatte siediesen Schimpf verdient, daß sie aus Mitleid, vielleicht nuraus Troß genommen wurde.

Unter ihren Füßen spritzte das Wasser aus. Sie nahniden gleichen Weg, den Annemarie gekommen war. Auf deranderen Seite hetzte sie weiter in den Wald hinauf, strau¬
chelte und blieb reglos liegen, das Gesicht ins Moos ge¬drückt.

Von fernher klang ein Hupensignal . Sein Dreiklang.Sie schrak auf und hetzte den Hang hinunter . Da sahsie ihn den gleichen Weg kommen, den sie vorher von Re¬
gendach herabgegangen war.

Er erblickte sie, blieb stehen und winkte mit dem Hut.
Sie veratmete und sah unverwandt zu ihm hinüber, sah,wie er den Kopf wieder bedeckte und dann beide Arme nachihr ausbreitete.
Aber sie rührte sich nicht.
Vielleicht hatten kurz zuvor Nellas Lippen ihn geküßtund nun drückte er seinen Mund wieder auf den ihren.Nein, sie wollte nicht. Lieber mit dem Vater betteln

gehen.
„Soll ich dich holen ?" klang seine Stimme üb« dasWasser.

Nertreter -er Bauernschaft belm
Reichskanzler

Berlin , 4 Febr . Vertreter der Bauernschaft wurden heule vom
Reichskanzler in Gegenwart des Reichsministers für »Ernährungund Landwirtschaft und des Reichsministers Treviranus zur 'lus-
iprache über die agrarpolitische Lage empfangen . Die Vertreterder Bauernschaft wiesen auf die außerordentlich schwierige tageSer bäuerliche« Beredelnagswirtfchaft hin . hervorgeuien eurchdie Konkurrenz des Auslandes unter gleichzeitiger Verteuerungder Futtermittelbafis und verschärft durch das Fehlen leistungs¬
fähiger Absatzorganisationen . Es wurde eine sofortige Inan¬
griffnahme dieser Probleme durch reichsgesetzliche Regelung er¬beten . Dem Reichskanzler werden alsdann Vorschläge betreffenddie besondere Berücksichtigung der bäuerlichen Interessen beim
Kartoffelbau und bei der Regelung der Zuckerwirtschast unter¬breitet . Bei der Besprechung der Osthilfesragen wurde von denVertretern der Bauernschaft mit besonderem Nachdruck ruf sie
Notwendigkeit produktiver Hilfsmaßnahmen und der bäuerlichen
Vefitzbefestigung hingewiesen. Der Reichskanzler sagte den Ver¬tretern der Bauernschaft zu . daß die vorgetragenen Wünsche beiden in Angriff genommenen Gesetzgebungsarbeiten nach Mög¬lichkeit berücksichtigt werden sollten.

Festessen für Seuvernrur Ir. Schnee
Berlin , 4. Febr . Zur Feier des 60 . Geburtstages von Gouver¬

neur Dr . Schnee , MdR . , hatten sich im Kaisersaal des Rbeingold
etwa 350 Personen zusammengefunden , unter denen amtierende
und ehemalige Reichsminister , Parlamentarier , führende Persön¬
lichkeiten von Politik . Wirtschaft Wissenschaft usw . in grober
Zahl bei dieser Gelegenheit ihre Sympathie für den Gekeierten
bekundeten. Reichsautzenminister Dr . Curtius würdigte in einer
Ansprache die groben Verdienste Schnees, die er sich im Wirken
für die auswärtige Politik des Reiches in 34 Jahren erworben
habe, insbesondere die Erfolge Dr . Schnees in der Bekämpfung
der kolonialen Kriegsschuldlüge , der er den Garaus gemacht
habe , und in der Wahrung unseres Anspruches aus eine koloniale
Betätigung . Reichsverkehrsmiuister Dr . Eröner würdigte die Ver¬
dienste des Gouverneurs während der Verteidigung Deutsch -Ost-
afrikas . Die Namen Schnee und Lettow - Vorbeck müßten in einem
Atem genannt werden. Dr . Schnee gebühre das Verdienst einer
verständigen Eingeborenenpolitik , einer weisen Fürsorge und klu¬
gen politischen Arbeit ; hierdurch sei die Beweglichkeit im Kriege,die an anderen Fronten der deutschen Wehrmacht versagt war,
erhalten worden. Der Führer der Deutschen Volkspartei Dr.
Dinseldey hob im Namen der Partei und des Wahlkreises Pots¬dam 1 die hervorragenden Charaktereigenschaften seines Partei¬
freundes hervor . Gebeimrat Professor Oncken gab ein Bild der
wissenschaftlichen Arbeit Dr . Schnees auf kolonial - wissenschaft¬
lichem und kriegsgeschichtlich -politischem Gebiet . Dr . Schnee selbst
gedachte in bewegten Dankesworren seiner Mitarbeiter und Mit¬
streiter und forderte zu jener Einheit und Einigkeit aus Der
Gesang des Deutschlandliedes beschlob die eindrucksvolle Feier.

Neues vom Tage
Noch immer Meruungsverjchieden über die Osthilse

Berlin , 4 . Febr . Heber die Osthilfsmaßnahmen der
Reichsregierung finden zwischen den beteiligten Stellen
täglich eingehende Verhandlungen statt , um die Meinungs¬
verschiedenheiten aus der Welt zu schaffen, die noch zwischen
Reich, Preußen , Industrie und Landwirtschaft bestehen.
Nachdem am Dienstag Vertreter der Bank für Industrie-
Schuldverschreibungen zu den Besprechungen zugezogen wa¬
ren , sollen am Mittwoch die Führer der Landwirtschaft noch
einmal gehört werden. Man hofft, daß dabei eine Urber-
einstimmung über die bekannten Streitfragen , die Vertei¬
lung der Geldmittel und der Festlegung des Einflusses der
Jndustriebank und der Landwirtschaft bei dem Umschul¬
dungsverfahren erzielt werden wird.

Wenn sie nun liefe, immer den Hochwald hinauf, daß er
sie nicht mehr fand . Sie hatte einen großen Vorsprung.Aber es erschien ihr lächerlich kindisch , die Flucht zu ergrei¬fen . Aussprechen wollte sie sich mit ihm. Wissen wollte sie,ob er sie freigab.

Von Stein zu Stein spritzte das Wasser auf. Sie sprangso leichtfüßig wie Annemarie. Nur ehe sie den letzten Schrittwagte , hielt sie für eine kurze Minute inne.
Sie übersah seine Hand , die sich ihr entgegenstreckte.Kaum hatte sie jedoch den weichen Waldboden unter den

Füßen, legte er den Arm um sie.
Sie machte sich noch schlanker, schmaler, um seinemKörper nicht zu nahe zu sein . Ein eigenes Rieseln durch-strömte sie, sie fühlte, daß sie keinen Mut mehr hatte, daßsie ihn nie vergessen könnte, nie Haffen — immer nurlieben.

Ja , rasch war er gekommen — und doch zu spät, um den
Schlag , der sie getroffen hatte, abzuhalten. —

„Wo bist du gewesen?" frug er. „Hast du dich gelang-weilt? Bin ich nicht rasch gekommen?" ^ ^ ^

„Wer ist bei Rente!! krank?" Warum konnte sie sichnicht besser verstellen ! Es wollte alles gelernt sein . IhreStimme hatte ganz brüchig geklungen.Er horchte auf.
„Niemand," sagte er gleichmütig . „Ein Buchhalter hateinen Schlagansall erlitten . Es geht chm ordentlich ."
„Hast du Frau Rentell gesehen?"
„Nein!" sagte er erstaunt.

' < I? ' ^ irrten Vtt « . Avaswar vorgefallen?
„Ist jemand bei dir gewesen?" erkundigte er sich un-sicher.
„Nur Annemarie!"
"Annemarie?" — Sr mußte sich scheinbar erst besinnen.„Ach so !" meinte er erleichtert . „Was hat sie dir denn vor-geplaudert?"
Einen Augenblick zögerte sie.

, -^ Daml sprach sie ruhig, jedes Wort abwägend : „Sielaßt dich bitten, ihre Mutter nicht mehr zu küssen — wiegestern abend . Es könnte ihrem Vater wehe tun , wenn eres wüßte .
"

(Fortsetzung folgt.-
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